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des Beschwerdeführers und seiner Ehegattin und zwar im Umfang 
dieses Antrages entscheiden können. Der Wiener Gebietskranken- 
kasse sei ausschließlich der Antrag auf Feststellung der Versiche- 
rungspflicht ab 1. Jänner 1933 vorgelegen. Gemäß g 13 AVG sei die- 
ser Antrag Grundlage für die Entscheidung gewesen. Gemäß g 361 
ASVG seien Leistungsansprüche vom Sozialversicherungsträger fest- 
zustellen und zwar nach Abs. 1 Z. 1 auf Antrag ~und nur in der 
Unfallversicherung von Amts wegen. Daraus folge, daß mangels eines 
Antrages schon nach der gegebenen Gesetzeslage weder die Wiener 
Gebietskrankenkasse noch das Amt der Wiener Landesregierung 
einen Bescheid für die Zeit vom 1. Juni 1969 bis 31. Dezember 1932 
erlassen habe können. 

Auf dieses Vorbringen konnte der Verfassungsgerichtshof nicht 
eingehen, denn Gegenstand des angefochtenen Bescheides vom 
14. Juni 1933 ist allein die Entscheidung, daß dem Einspruch gegen 
den Bescheid der Wiener Gebietskrankenkasse vom 19. April 1973 
die aufschiebende Wirkung nicht zuerkannt wird. 

6. Die behaupteten Verletzungen verfassungsgesetzlich gewähr- 
leisteter Rechte haben somit nicht stattgefunden. Eine Verletzung 
anderer verfassungsgesetzlich gewährleisteter Rechte ist im Ver- 
fahren nicht hervorgekommen. 

Die Beschwerde war daher als unbegründet abzuweisen. 
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Landstreichergesetz; f 5 Abs. i gehört nicht mehr dem Rechts- 
bestand an; Entzug des gesetzlichen Richters 

Erk, v. 6. Oktober 1973, B 89/73 

Der Bescheid wird aufgehoben. 

Entscheidung s gründe: 

I. 1. Mit dem von der Sicherheitsdirektion für das Bundesland 
Steiermark im Instanzenzug erlassenen Bescheid vom 19. Feber 1933 
wurde die Beschwerdeführerin einer Verwaltungsübertretung nach 
g 5 Abs. 1 des Gesetzes RGBI. Nr. 89/1885 — im folgenden kurz: 
LandstreicherG — schuldig befunden, begangen dadurch, daß sie bis 
zum 6. Juli 1932 in Graz mit ihrem Körper unzüchtiges Gewerbe 
getrieben habe. Uber die Beschwerdeführerin wurde gemäß Art. VII 
EGVG 1950 eine Geldstrafe in Höhe von 500S, für den Fall der 
Uneinbringlichkeit eine Ersatzarreststrafe von zwei Tagen verhängt; 
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ferner wurden ihr Beiträge zu den Kosten des Verfahrens beider 
Instanzen auferlegt. 

2. Gegen diesen Bescheid richtet sich die auf Art. 144 B-VG 
gestützte Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof, in der die 
Beschwerdeführerin eine Verletzung des Gleichheitsrechtes behauptet 
und die Aufhebung des angefochtenen Bescheides beantragt. 

II. Der Verfassungsgerichtshof hat über die Beschwerde erwogen: 
1. Der Verfassungsgerichtshof hält es für zweckmäßig, vorerst 

zu prüfen, ob die Beschwerdeführerin durch den angefochtenen Be- 
scheid im verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf ein Ver- 
fahren vor dem gesetzlichen Richter verletzt wurde. Nach der stän- 
digen Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes läge eine solche 
Grundrechtsverletzung insbesondere dann vor, wenn die Behörde 
eine Strafbefugnis in Anspruch genommen hätte, für die im Gesetz 
jeglicher Grundlage fehlt (vgl. z. B. Erk. Slg. Nr. 5498/1967). 

2. Die belangte Behörde ging in Ubereinstimmung mit der stän- 
digen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (z. B. Erk. vom 
17. Feber 1958, Zl. 2337/2338/55, vom 2. Oktober 1963, Slg. NF 
Nr. 6112/A, vom 23. April 1968, Zl. 1858/67, vom 7. Dezember 1971, 
Zl. 745/71 und vom 12. Dezember 1972, Zl. 1499/72) davon aus, daß 
der Abs. 1 des g 5 LandstreicherG (demzufolge die Bestrafung der 
Frauenspersonen, welche mit ihrem Körper unzüchtiges Gewerbe 
treiben, der Sicherheitsbehörde überlassen ist) als eine dem gelten- 
den Recht angehörende Vorschrift den Tatbestand einer Verwaltungs- 
übertretung beinhaltet. Unter dem Blickpunkt des genannten Grund- 
rechtes hat sich der Verfassungsgerichtshof jedoch damit auseinander- 
zusetzen, ob diese Rechtsauffassung überhaupt zutrifft. 

3. Der erste und der zweite Absatz des g 5 LandstreicherG lauten 
wie folgt: 

„Die Bestrafung der Frauenspersonen, welche mit ihrem Körper unzüch- 
tiges Gewerbe treiben, ist der Sicherheitsbehörde überlassen. 

Wenn solche Frauenspersonen 
1. ihr unzüchtiges Gewerbe ungeachtet der polizeilichen Bestrafung 

fortsetzen, oder 
2. insoferne polizeiliche Anordnungen bestehen, hiebei denselben zu- 

widerhandeln, oder 
3. ihr unzüchtiges Gewerbe betreiben, obwohl sie wußten, daß sie mit 

einer venerischen Krankheit behaftet sind, oder 
4. durch die Dffentlichkeit ein auffallendes Ärgernis veranlassen, oder 
5. jugendliche Personen verführen, 

so sind sie mit strengem Arreste, und zwar in den unter Z. 1 und 2 bezeich- 
neten Fällen in der Dauer von acht Tagen bis zu drei Monaten, in den unter 
Z. 3, 4 und 5 angeführten Fällen aber in der Dauer von einem bis zu sechs 
Monaten zu bestrafen. " 
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Diese Absätze des g 5 hatten ihre Vorläufer in vorkonstitutio- 
nellen Gesetzesbestimmungen, die mit seinem Abs. 1 nahezu wörtlich 
übereinstimmende Regelungen enthielten. Der durch g 9 des Land- 
streicherG mit dessen Inkrafttreten aufgehobene g 509 StG (Kaiser- 
liches Patent vom 23. Mai 1852, RGBI, Nr. 113) hatte nachstehenden 
Wortlaut: 

$ 509. Die Bestrafung derjenigen, die mit ihrem Körper unzüchtiges 
Gewerbe treiben, ist der Ortspolizei überlassen. Wenn jedoch die Schand- 
dirne durch die Oeffentlichkeit auffallendes Aergerniß veranlaßt, junge 
Leute verführt, oder, da sie wußte, daß sie mit einer venerischen Krankheit 
behaftet war, dennoch ihr unzüchtiges Gewerbe fortgesetzt hat, soll dieselbe 
für diese Uebertretung mit strengem Arreste von einem bis zu drei Monaten 
bestraft werden. " 

Ihm entsprach g 254 des Strafgesetzbuches vom 3. September 
1803, JGS Nr. 626, der wie folgt lautete: „) 254. Die Bestrafung derjenigen, die mit ihrem Körper unzüchtiges 
Gewerbe treiben, ist der Polizey überlassen. Wenn jedoch die Schanddirne 
durch die Oeffentlidrkeit auffallendes Aergerniß veranlasset, junge Leute 
verführet, oder da sie wußte, daß sie mit einer venerischen Krankheit 
behaftet war, dennoch ihr unzüchtiges Gewerbe fortgesetzt hat, ist sie mit 
strengem Arreste von einem bis zu drey Monathen zu bestrafen. " 

Entsprechend den zu ihrer Entstehungszeit herrschenden recht- 
lichen Auffassungen regelten diese vorkonstitutionellen Bestimmun- 
gen das Vorgehen der Polizeibehörden in bezug auf die Bestrafung 
Prostituierter nicht näher; dieses Vorgehen und damit auch die 
Bedachtnahme auf die allfällige Duldung der Prostitution unter be- 
stimmten, von der Behörde im Erlaßwege festgelegten Voraussetzun- 
gen blieb vielmehr der Polizeibehörde „überlassen" (vgl. dazu g 22 
des Erlasses des Ministers des Innern vom 10. Dezember 1850, 
Zl. 6. 330, kundgemacht u. a. im Landesgesetz- und Regierungsblatt für 
das Kronland Dsterreich unter der Enns Nr. 39/1851, demzufolge 
die Polizeibehörden Prostituierte in Evidenz zu halten und auf ihren 
Gesundheitszustand zu überwachen, hatten, sowie den in Mayenhofer, 
Handbuch für den politischen Verwaltungsdienst, Bd. 4 (1898), 
S. 1404, Anm. 3, auszugsweise wiedergegebenen Erlaß der Polizei- 
direktion Wien vom 6. Feber 1833, Zl. 208/Pr). 

Auch unter der Herrschaft der Verfassung 1863 wurde diese Rege- 
lung durch g 5 LandstreicherG im wesentlichen beibehalten; hinzu 
trat allerdings, daß in der Z. 2 des ) 5 Abs. 2 leg. cit. im Rahmen 
eines mit gerichtlicher Strafe bedrohten Tatbestandes das Bestehen 
polizeilicher Anordnungen bezüglich der Prostitution (die sich somit 
nicht auf diese Gesetzesstelle, aber auch nicht auf Abs. 1 des g 5 
stützten) ausdrücklich erwähnt wurde. Daß g 5 Abs. 1 LandstreicherG 
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weiterhin im Sinne einer weitreichenden Handlungsfreiheit der Poli- 
zei~behörden bei der Bestrafung von Prostituierten verstanden wurde, 
belegt etwa der auf „unkontrollierte Prostituierte" bezughabende 

g 48 Abs. 1 des Erlasses der Polizeidirektion Wien vom 5. April 1911, 
S. A. 55, Amtsblatt Nr. 11, betreffend die polizeiliche Uberwachung 
der Prostitution, der folgendes bestimmte: „Bei den zum ersten Male 
wegen Ausübung gewerbsmäßiger Unzucht angehaltenen oder bean- 
standeten Personen, insbesondere wenn diese noch in jugendlichem 
Alter stehen, ist auch bei erwiesenem Tatbestande nur dann strafend 
vorzugehen, wenn die dargetane sittliche Verwahrlosung das repres- 
sive Einschreiten als notwendig erscheinen läßt. " Unter Bedacht- 
nahme auf den gleichfalls auf „unkontrollierte Prostituierte" bezug- 
habenden g 51 Abs. 1 dieses Erlasses („Die polizeiliche Bestrafung 
der der Ausübung gewerbemäßiger Unzucht überwiesenen Personen 
findet unter Berufung auf g 5 Abs. 1 bzw. bei bereits vorbestraften 
unter Berufung auf ) 5 Punkt 1 des Gesetzes vom 24. Mai 1885, 
RGBI. Nr. 89, und die MVdg. vom 30. September 1857, RGBI. Nr. 198, 
statt. ") als einen weiteren Beleg für die Wertung des g 5 Abs. 1 Land- 
streicherG ist dessen (damaliger) normativer Inhalt etwa wie folgt 
zu umschreiben: Die Ausübung des Unzuchtgewerbes durch Frauen 
ist vorbehaltlich einer in Betracht kommenden polizeilichen Anord- 
nung verboten und strafbar, wobei im Falle des (nicht gerichtlich zu 

ahndenden) Zuwiderhandelns die Durchführung eines Strafverfah- 
rens und die Verhängung einer Strafe völlig dem Gutdünken der 
Polizeibehörde anheimgegeben ist. 

4. Der Verfassungsgerichtshof hat in ständiger Rechtsprechung 
(vgl. z. B. Erk. Slg. Nr. 5120/1965, 5630/1963, 5810/1968, 6278/1970) 
den Standpunkt vertreten, daß die Frage, ob durch das Wiederin- 
krafttreten einer österreichischen Verfassungsvorschrift im Jahre 
1945 die im damaligen Zeitpunkt bestehenden, ihr widersprechenden 
einfachen Rechtsvorschriften aufgehoben worden sind, vom Inhalt 
der Verfassungsvorschrift abhängt; nur soweit darin eine Anordnung 
liegt, die das Weiterbestehen aller oder gewisser widersprechender 
Rechtsvorschriften ausschließt, sie also außer Kraft setzt, ist Dero- 
gation eingetreten. Dieser Standpunkt gilt für die Frage, ob eine 
einfache Rechtsvorschrift Eingang in die vom B-VG beherrschte 
Rechtsordnung gefunden hat, allgemein. Wenn der Verfassungs- 
gerichtshof insbesondere in den Erk. Slg. Nr. 6238/1930 und 5810/1968 
angenommen hat, daß dem Art. 18 Abs. 1 B-VG kein zu einer Dero- 
gation führender Inhalt im dargelegten Sinne beizumessen ist, so 
ist diese Aussage nur in Ansehung des Inhaltes der damals zu beur- 
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teilenden Rechtsvorschriften zu verstehen. Im vorliegenden Fall ist 
ein Norminhalt in Betracht zu ziehen, der es völlig dem Belieben 
der Behörde überläßt, ein Verhalten als strafbar oder als erlaubt 
anzusehen. Eine Norm dieses Inhalts ist mit dem Wortlaut des 
Art. 18 Abs. 1 B-VG schlechthin unvereinbar; ) 5 Abs. 1 Landstrei- 
cherG steht zu dieser Verfassungsbestimmung in einem offenkundi- 
gen Widerspruch, der sein Weiterbestehen ausschließt. Da g 5 Abs. 1 
leg. cit. sohin nicht Eingang in die vom B-VG beherrschte Rechtsord- 
nung gefunden hat, bildet er auch keine Grundlage für die Inan- 
spruchnahme einer Strafbefugnis durch eine Verwaltungsbehörde. 

5. Aus den vorstehenden Erwägungen folgt, daß die belangte Be- 
hörde die von ihr in Anspruch genommene Strafbefugnis auf eine 
nicht mehr geltende Rechtsvorschrift stützte. Da auch keine andere 
Gesetzesvorschrift das der Beschwerdeführerin angelastete Verhal- 
ten mit Strafe bedroht, war der angefochtene Bescheid, der schon 
wegen der fehlenden Strafbefugnis die Beschwerdeführerin im ver- 
fassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf ein Verfahren vor dem 
gesetzlichen Richter verletzt, aufzuheben. 

Bei diesem Ergebnis erübrigte es sich, auf das Beschwerdevorbrin- 
gen im einzelnen einzugehen. 
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Salzburger Flurverfassungs-Landesgesetz 1955; g 95 Abs. 2 ent- 
hält eine verfahrensrechtliche Regelung; ausschließliche Kom- 
petenz des Bundesgesetzgebers gemäß Art. 12 Abs. 2 B-VG 

Erk. v. 8, Oktober 1973, G 20/73 (vgk Kundmachung LGBl. 135/1973) 

fi) 95 Abs. 2 des Salzburger Flurverfassungs-Landesgesetzes 1955, Anlage 
zur Wiederverlautbarungskundmachung der Salzburger Landesregierung vom 
24. Oktober 1955, LGBL Nr. 64, im Anwendungsberefch des Art. II Abs. 2 des 
Gesetzes vom 2. Feber 1972, LGBL Nr. 33, mit dem das Salzburger Flur- 
verfassungs-Landesgesetz 1955 geändert wird, wird als verfassungswidrig 
aufgehoben. 

Frühere gesetzliche Bestimmungen treten nicht wieder in Kraft. 
Der Landeshauptmann von Salzburg ist zur unverzüglichen Kund- 

machung der Aufhebung im Landesgesetzblatt verpflfiichtet. 

Entscheidungsgründe: 

I. 1. Beim Verwaltungsgerichtshof ist zur Zahl 660/72 eine Be- 
schwerde gegen einen Bescheid des Amtes der Salzburger Landes- 
regierung als Agrarbehörde erster Instanz vom 18. Oktober 1931 


